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30. Gesetz: Wasserversorgungsgesetz 1960; Änderung. 
31. Gesetz: Wiener Landarbeitsordnung; Änderung (Wiener Landarbeitsordnungsnovelle 1988). 

30. 

Gesetz vom 24. Juni 1988, mit dem das 
Wasserversorgungsgesetz 1960 geändert wird 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Artikel l 

Das Wasserversorgungsgesetz 1960, LGBI. für 
Wien Nr. 10, in der Fassung der Gesetze LGBI. für 
Wien Nr. 13/1961, 21/1962, 18/1969, 3/1974, 
5/1976, 7/1977, 5/1983 und 10/1986 und der 
Kundmachungen LGBI. für Wien Nr. 16/1974 und 
45/ 1987 wird wie folgt geändert: 

§ 25 hat zu lauten: 

„Haftung für Gebührenrückstände 

§ 25. (1) Bei jedem Wechsel in der Person des 
Wasserabnehmers gemäß § 7 Abs. 1 haftet der neue 
Abnehmer neben dem früheren für alle Rückstände 
an Gebühren, Kosten und Zuschlägen, die für die 
Zeit seit dem Beginn des letzten vor dem Wechsel 
liegenden Kalenderjahres aufgelaufen sind und die 
Abnahmestelle betreffen, auf die sich der Wechsel 
bezieht. 

(2) Bei jedem Wechsel in der Person des 
Wasserabnehmers und beim Ende des Wasserbezu­
ges haftet der bisherige Wasserabnehmer für alle 
Gebühren, Kosten und Zuschläge, die zwischen 
dem Wechsel in der Person des Wasserabnehmers 
oder dem Ende des Wasserbezuges und dem 
Zeitpunkt, in dem er seiner Anzeigepflicht nach§ 17 
Abs. 1 nachgekommen ist, aufgelaufen sind." 

Artikel II 

Dieses Gesetz tritt mit dem auf die Kundmachung 
folgenden Tag in Kraft. 

Der Landeshauptmann: Der Landesamtsdirektor: 

Zilk Bandion 
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31. 

Gesetz vom 24. Juni 1988, mit dem die Wiener 
Landarbeitsordnung geändert wird (Wiener 

Landarbeitsordnungsnovelle 1988) 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Artikel 1 

Die Wiener Landarbeitsordnung, LGBI. für Wien 
Nr. 22/1949, zuletzt geändert durch das Gesetz 
LGBI. für Wien Nr. 32/ 1984, wird wie folgt 
geändert: 

1. § 20 Abs. 3 hat zu lauten: 

„(3) Den Hinterbliebenen von Gefallenen oder 
Vermißten, von Opfern politischer Verfolgung oder 
tödlich verunglückten Angehörigen des Betriebes 
kann unter den Voraussetzungen des § 19 Abs. 3 des 
Landarbeitsgesetzes 1984, BGB!. Nr. 287, ein 
weiterer Aufschub der zwangsweisen Räumung 
bewilligt werden." 

2. § 22 b Abs. 2 hat zu entfallen. Die Abs. 3 und 4 
erhalten die Bezeichnung „(2)" und „(3)". Im neuen 
Abs. 3 hat an die Stelle des Zitates „Abs. 1 oder 3" 
das Zitat ,,Abs. 1 oder 2" zu treten. 

3. Im § 22 d hat der Ausdruck „Arbeits­
(Dienst)ordnungen" zu entfallen. 

4. § 41 Abs. 2 zweiter Satz hat zu lauten: 

„Die Entscheidung der Obereinigungskommission 
ist im Amtsblatt der Stadt Wien zu verlautbaren und 
der Einigungskommission (§ 199), dem Bundesmi­
nisterium für Arbeit und Soziales sowie jedem für 
Arbeits- und Sozialrechtssachen zustänqigen Ge­
richtshof zur Kenntnis zu bringen." 

5. § 45 Abs. 4 hat zu lauten: 

„(4) Die Obereinigungskommission hat eine 
Ausfertigung des hinterlegten Kollektivvertrages 
dem Hinterleger mit einer Bestätigung der durchge­
führten Hinterlegung zurückzustellen; eine Ausfer­
tigung ist dem Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales unter Bekanntgabe der Kundmachung 
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